
l .  Opposit ion
gegen die Wiederbewatfnung

Die Politische Situation
Der Beschluß zu einer Wiederbewaffnung der Bundesrepublik
Deutschland und die damit verbundene Integration in das
westliche Bündnissystem war neben der Restaurierung des ka-
pitalistischen Wirtschaftssystems die gravierendste politische
Entscheidung, die die weitere Geschichte dieses Staates grund-
legend geprägt hat und weiter prägt.
Häufig wird die Frage der Wiederbewaffnung so dargestellt, als
sei sie durch den Ausbruch des Koreakrieges im Juni 1950 ak-
tuell geworden. Demnach hätte dieses völlig überraschende Er-
eignis wegen der Paraliele zum ebenfalls zweigeteilten Deutsch-
land die Gefahren für eine unbewaffnete Bundesrepublik ge-
zeigt. Da man aber ihre Verteidigung nicht allein den West-
alliierten überlassen wollte, sei es gewissermaßen eine morali-
sche Verpflichtung fiir die Westdeutschen gewesen, ihren Bei-
trag zvr eigenen Sicherheit zu ieisten.
Doch diese geläufige Version verschleiert, daß die Diskus-
sion um die Wiederbewaffnung Westdeutschlands nicht erst
mit dem Koreakrieg 1950 begann. So meint der Historiker
Hans-Adolf Jacobsen: , ,Wie wir heute wissen, haben in Wa-
shington, aber vor allem in London Politiker, Beamte und Ex-
perten schon frühzeitig damit begonnen, Pläne zu entwerfen
und Alternativen zur Diskussion zu stellen wie die Demokra-
tien auf die neue Lage in Mitteleuropa reagieren sollten. Sie
alle teilten mehr oder minder die Ansicht, daß nach Kriegs-
ende allein die Sowjetunion als Großmacht auf dem europäi-
schen Festland übrig bleiben werde und daß es nicht mehr wie
in der Vergangenheit Kräfte geben werde, die das machtpoii-
tische Gleichgewicht wiederherstellen konnten." ( l)
Die Sowjetunion hatte in den Zonen Osteuropas, die ihr 1945
bei der Konferenz von Jalta zugesichert wurden, dafür gesorgt,
daß dort kommunistische Regierungen eingesetzt wurden. So-
mit erlangte sie erstmals in ihrer Geschichte Macht über andere
Länder. Da dies allerdings im Westen als unbezweifelbare
Einleitung revolutionärer Aggression auf dem Weg zum Weit-
kommunismus gedeutet wurde, mußte der Sowjetunion eine
starke wirtschaftliche, politische und miiitärische Macht ent-
gegengesetzt werden.
Aus dem Gedanken der gemeinsamen Abwehrfront entwickel-
te sich im Westen bald eine ..Pol i t ik der Stärke". Tei lweise
wurde sogar daran gedacht, die Sowjetunion mit einem umfas-
senden "rol l  back" nicht nur aus der DDR, sondern aus ganz
Osteuropa zu vertreiben.
Nicht sonderlich verwundern darf es so, daß aufgrund dieser
Bestrebungen sehr schnell eine Wiederbewaffnung West-
deutschlands geplant wurde. Amerikanische Politiker, wie
John Foster Dulles, plädierten früh öffentlich für eine Einglie-
derung Westdeutschlands in den antisowjetischen Militär-
block.
Nun war aber die Frage der Wiederbewaffnung Westdeutsch-
lands nicht nur eine Angelegenheit der Siegermächte. Vielmehr
hatten auch führende westdeutsche Politiker bereits vor der
Gründung der Bundesrepublik mit einer Wiederbewaffnung ge-
liebäugelt und diese später mit Nachdruck betrieben, wenn
dies auch vor der öffentlichkeit nicht zugegeben wurde.
Zu welch widersprüchlichen Aussagen in der öffentlichkeit ei-
ne solche Politik führte, zeigt anschaulich das Beispiel des da-
maligen Bundeskanzlers Konrad Adenauer.
Obwohl Adenauer noch im Dezember 1948 öffentl ich jeden
Gedanken über eine Wiederbewaffnung energisch bestritt -

,,Ich habe zu dieser Frage keine Auffassung. Ich kann Ihnen
auch meine Meinung darüber nicht sagen. Ich denke über die-



ses Problem überhaupt nicht nach." (2) - beauftragte er im
gleichen Monat Dezember des Jahres 1948 den ehemaligen Ge-
neral Speidel , ,ein Memorandum auszuarbeiten über die ver-
gleichsweise Zusammensetzung der europäischen Armeen und
darüber, was die Verbündeten eines schönen Tages von uns
fordern konnten." (3) Hier wird bereits früh die Taktik Ade-
nauers deutl ich, in der Frage der Wiederbewaffnung nicht als
Fordernde sondern a1s Gewährende aufzutreten.
Hierfür traf er bereits Ende der 40er Jahre seine Vorbereitun-
gen.

Opo, erzöhl unr docli nochmol das Mördren von der WiedervcrcinigunS
durch die NATO" gctcüuülts .rranttrrrt r llrocrün.

Im September  1949 wurde Adenauer  dann im Bundestag  mi t
einer Stimme Mehrheit zum Bundeskanzler gewäh1t. In den er-
sten Wochen seiner Kanzlertät igkeit  führte er formal die Ent-
mil i tar isierungspoli t ik fort,  die von den All i ierten eingeleitet
worden war. So setzte er am 22. November 1949 - lrotz zu-
nehmender Gerüchte über Wiederaufdstungspläne - seine Un-
terschrif t  unter das sogenannte,,Petersberg-Abkommen". Dort
heißt es u.a.: , ,Die Bundesregierung erklärt ferner ihre feste
Entschlossenheit (  . . .  )  mit al len ihr zur Verfügung stehenden
Mitteln die Neubildung irgendwelcher Streitkräfte zu verhin-
d e r n . "  ( 4 )
Aber in Zeitungsinterviews begann Adenauer seine eigentl ichen
Bestrebungen anzudeuten. In der öffentl ichkeit erregte sein
Interview mit "The Cleveland Plain Dealer" vom 3. Dezember
1949 große Aufmerksamkeit.  Die amerikanische Nachrichten-
agentur AP faßte das anderthalbstündige Gespräch so zusam-
men:
,,Die Schaffung einer europäischen Armee, der auch deutsche
Soldaten angehören sol l ten, hat Bundeskanzler Dr. Adenauer
( . . .  )  vorgeschlagen. Unter dem Kommando eines Höheren
Europäischen Hauptquart iers könne dann auch Deutschland
seinen Beitrag zur Verteidigung Europas leisten. Die deutsche
Streitmacht würde nur eine Abtei lung unter einem gemein-
samen europäischen Obgrkommando sein. Wenn ein solches
Oberkommando geschaffen sei,  würde es nicht nur r icht ig,
sondern auch notwendig sein, die amerikanische Mil i tärhi l fe
auch au f  Deutsch land auszudehnen. "  (5 )

Da dieses Interview sofort , ,hohe Wellen" schlug, sah sich der
Regierungschef veranlaßt, gegenüber Vertretern der Deut-
schen Presseagentur Meldungen zu dementieren, in denen be-
hauptet worden war, daß er für eine deutsche Aufrüstung plä-
diert habe. Adenauer wört l ich:

,, In der öffentl ichkeit muß ein für al le Male klargestel l t  wer-
den, daß ich prinzipiel l  gegen eine Wiederaufrüstung der Bun-
desrepublik Deutschland und damit auch gegen die Errichtung
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einer neuen deutschen Wehrmacht bin. Wir Deutsche haben
in den Ietzten beiden Weltkriegen zu viel Blut vergossen, und
wir haben auch viel zuwenig Menschen, um ein solches Projekt
durchzuführen. Ich bin nach wie vor der Auffassung, daß die
Sicherheit Westdeutschlands Sache der al l i ierten Besatzungs-
s t re i tk rä f te  i s t . "  (  6 )
Der Widerspruch zwisphen den Pressemeldungen und Ade-
nauers Klarstel lung wurde auf das angeblich schlechte Deutsch
des amerikanischen Journal isten sowie dessen mangelhafte
Kenntnisse der deutschen Probleme zurückgeführt.  (7)
Mit dem Adenauer-Interview war nun aber die Frage der Wie-
derbewaffnung zLtm offiziellen innenpolitischen Thema ge-
worden. In einer von der KPD geforderten Bundestagsdebatte
am 16. Dezember 1949, der ersten ,,Wehrdebatte" im neuen
Parlament, leugnete Adenauer erneut al le Absichten einer
westdeutschen Wiederbewaffnung. Die CDU/CSU-Fraktion er-
klärte: , ,Dem deutschen Volk ( . . .  )  l iegt der Gedanke an eine
Wiederaufrüstung fern." (8)
Die "Plain-Dealer-Affäre" hielt  Adenauer nun al lerdings nicht
davon ab, weiterhin seine Ansichten über die , ,Sicherheitsfra-
ge" mittels Zeitungsinterviews zu veröffentl ichen. Geschickt
betr ieb er eine psychologische Vorbereitung der Bevölkerung
auf eine bevorstehende Wiederbewaffnung. Seine dabei immer
wiederkehrenden Argumente malten die angeblich,,tödl iche
Bedrohung der freien Welt" durch den Kommunismus an die
Wand. Als ein typisches Beispiel hierfür, kann seine Erklärung
vor dem ersten Bundesparteitag der CDU im Oktober 1950
zur gegenwärt igen Situation gelten, in der es nur noch eine
Wahl zwischen Gut und Böse, zwischen Leben und Untergang
ge be:

..Auf der einen Seite steht Sowjet-Rußland mit seinen Traban-
ten und Satel l i tenstaaten, seinen Fünften Kolonnen und den
ihm bl ind gehorchenden kommunist ischen Parteien in den de-

mokratischen Ländern, hochgerüstet, überal l  in der Welt das
Feuer schürend, Religion und Christentum, europäische Sit-

ten und Kultur, Freiheit  und Würde der Person vernichtend.
Auf der anderen Seite stehen die Westai l i ierten, stehen die At-
lantikpaktstaaten und Führung der Vereinigten Staaten, bereit
und entschlossen, al les zu tun für den Frieden, aber nur für
einen Frieden in Freiheit  und Würde, bereit ,  ihre Rüstung aufs
äußerste zu verstärken, um auf diese Weise den von Sowjet-
Rußland drohenden Angrif f  zu verhindern." (9)
Daran anschl ießend malte Adenauer aus, , ,daß im Falle eines
russischen Angrif fs Mil l ionen von Deutschen nach Rußland ge-

tr ieben, in russische Armeen gesteckt oder zur Sklavenarbeit
verdammt  würden. "  (  10)
Mit diesem grobklotzigen Antikommunismus war zugleich eine
den Weg der Bundesrepublik stark prägende Entscheidung ge-

fal len: Man entschied sich für eine Poli t ik der , ,Gegenoffensi-
ve zu der vermeintl ich aggressiven pol i t ischen Haltung der
Sowjetunion und ihrer Verbündeten. Anstel ie einer rat ionalen,
nüchternen Abwägung der sowjetischen Poli t ik und ihrer In-
teressen trat die Aussage von der grundsätzl ich irrat ionalen,
expansionswütigen Haltung des'Sowjetkommunismus', dessen
Antriebe man nicht eigentl ich verstand, vor denen man sich
aber  fü rch te te . "  (1  1 )
Und so bl ieb für Adenauer nur ein Mittel gegen den befürchte-
ten russischen Überfal l :  , ,Es wurde mir klar, daß in einer Zeit
wie der unseren, Pol i t ik soviel Kraft hat, wie die Kraft bedeu-
tet, die hinter ihr steht. Wenn man keine Kraft besitzt,  kann
man keine Poli t ik machen. Ohne Kraft wird unser Wort nicht
beachtet." (12) Nicht weiter ausgeführt werden braucht wohl,
daß sich Adenauer diese notwendige Kraft nur a1s Mil i tärpo-
tential vorstel len konnte. Al lerdings hat die vereinfachende
Gleichsetzung von,,pol i t ischer Kraft" und Mil i tärpotential
eines Staates in der Folgezeit weitreichende Konsequenzen.
Eine offene Frage bleibt noch, ob man Adenauers Russen-
furcht al lzu wört l ich nehmen kann. Der Adenauer-Biograph
Gösta von Uexküll  stel l t  dies zumindest in Frage:
,.Glaubte Adenauer wirkl ich an einen sowjetischen 'Drang

nach Westen' im Sinne einer mil i tär ischen Offensive oder be-
schwor er dieses Schreckensgespenst nur, um sein eigentl iches
Ziel,  die Einigung und Stärkung Europas, voranzutreiben? So



oft und gern er auch dieses Thema behandelte - fast immer
mit den gleichen Worten und Wendungen: eine eindeutige
Antwort auf diese Frage hat er nie gegeben." ( 1 3)
Nach al l  den Plänen, Gerüchten und Dementierungen Ende der
vierziger Jahre war dann der Koreakrieg, der 1950 begann, ein
geeigneter Anlaß, um die Frage der Wiederbewaffnung in die
öffentl ichkeit zu tragen. Nun wurde vol lends eine antikom-
munistische Kriegshysterie entfacht, um die Bevölkerung für
die Wiederaufrüstung zu gewinnen. Eine Mehrheit war zwar
bereits vor dem Koreakrieg nach Westen orientiert (14), al-
lerdings bedeutete diese ,,Westorientierung" noch nicht. daß
auch eine Mehrheit für die Wiederbewaffnung war.
Adenauer betonte später selbst ganz stolz, daß die Wiederbe-
waffnung durchaus gegen den Willen der Mehrheit der Bevöl-
kerung hat durchgesetzt werden müssen.
Außer seiner,,öffentl ichkeitsarbeit" versuchte Adenauer nun
nach Beginn des Koreakriegs auch die Westmächte zu einer ra-
schen Entscheidung über eine deutsche Wiederbewaffnung zu
drängen. Am 17. August 1950 betonte er in einem Interview
mit der "New York Times": , ,Wir müssen die Notwendigkeit
der Schaffung einer starken deutschen Verteidigungskraft er-
kennen. "  (  1  5 )
Am 29.8 .1950 l ieß  Adenauer  dem amer ikan ischen Hohen
Kommissar ein geheimes,,Sicherheitsmemorandum" überge-
ben, das nach seinem Bekanntwerden wiederum einigen Wir-
bel verursachte. ln ihm hieß es u.a.: . .Der Bundeskanzler hat
ferner wiederholt seine Bereitschaft erklärt,  im Fal le einer
Bildung einer internationalen westeuropäischen Armee einen
Beitrag in Form eines deutschen Kontingents zu leisten." (16)

Adenauer hatte es nicht einmal für nötig gehalten, dieses ,,Si-
cherheitsmemorandum" mit seinem Kabinett abzustimmen.
Die Bundesminister erfuhren erst nachträgl ich davon. Für
den Innenminister Gustav Heinemann - später als SPD-Mit-
gl ied Bundespräsident - war dies Grund genug, von seinem
Amt zurückzutreten.
Bald wurden nun Verhandlungen zur Bi ldung einer , ,Europäi-
schen Verteidigungsgemeinschaft" (EVG) aufgenommen. Da
die Westmächte aber nicht uneingeschränkt für eine Wiederbe-
waffnung der Bundesrepublik waren, konnte nach langwierigen
Verhandlungen erst 1952 ern EVG-Vertrag abgeschlossen wer-
den. Gleichzeit ig wurde ein Abkommen zur Ablösung des Be-
satzungsstatuts unterzeichnet, das für die Bundesrepublik die
vol le Macht über ihre inneren und äußeren Angelegenheiten
bringen sol l te. Al lerdings scheiterte dieses Vertragswerk, weil
das französische Parlament im August 1954 eine Rati f izierung
endgült ig ablehnte.
Dennoch war mit der Unterzeichnung des EVG-Vertrags der
westdeutsche Weg zu den Waffen fakt isch eine beschlossene
Sache. Anstatt der gescheiterten EVG wurde die Bundesre-
publik nun mit den ,,Pariser Verträgen" in die 1949 gegrun-
dete NATO aufgenommen. Dieses Mal waren al le Vertrags-

partner einverstanden, so daß das Vertragswerk am 5. Mai
1955 in Kraft treten konnte.
In der Bundesrepublik waren rasch die erforderlichen Gesetze
vom Bundestag verabschiedet, um die in den ,,Pariser Verträ-
gen" eingegangenen Verpflichtungen erfüllen zu können. Als
am 7. Jul i  1956 das Gesetz über die Einführung der al lgemei-
nen Wehrpfl icht beschlossen wurde, waren damit die Rechts-
grundlagen für den Aufbau der Bundeswehr geschaffen.
Die schwerwiegende Frage, ob sich die Westdeutschen über-
haupt gegen eine Wiederaufrüstung hätten erfolgreich wehren
können, wie sie tei lweise von den Westmächten betr ieben
wurde, ob also eine solche deutsche Poli t ik eine Chance ge-
habt hätte, die den'Weg zu den Waffen nicht hätte gehen wol-
1en, beantwortet der Sozialwissenschaft ler Karl A. Otto da-
hingehend, , ,daß es in den Rüstungsbestrebungen der Bundes-
republik und der USA wohl ein Zusammentreffen von Inter-
essen gab, daß aber eine deutsche Bereitschaft zur Wiederauf-
rüstung durchaus nicht 'erpreßt' ,  sondern vom Bundeskanzler
im August 1950 unumwunden angeboten wurde. Die Situation
wäre durchaus auch für eine gegentei l ige deutsche Grundent-
scheidung offen gewesen so wie sich auch österreich gegen
eine Westintegration und für die staatl iche Einheit auf der
Grundlage bewaffneter Neutral i tät entscheiden konnte und
entschieden hat. Kann aber eine relat ive Offenheit der Si-
tuation für alternative Entscheidungerl angenommen wetden,
so stel l t  sich die Frage, welche pol i t isch-organisatorischen An-
satzpunkte es für eine Gegenbewegung zu Remil i tar isierung

e a b . "  (  1 7 )

Opposition gegen die Wiederbewaffnung

In der Bundesrepublik herrschte zunächst mehrheit l ich eine
ablehnende Stimmung gegen Wiederbewaffnungspläne vor.
Nach einer Umfrage des EMNID-Insti tuts lehnten 1 95 0 immer-
hin 73,4 Prozent der Befragten das ,,Soldatwerden" für sich
und ihre Angehörigen ab. Al lerdings ergaben andere Umfragen,
daß sich teilweise schon Mehrheiten für eine Beteiligung der
Bundesrepublik an einer europäischen Armee aussprach. Und
das war genau der Weg, über den die Bundesregierung - und
unter zusätzl ichen Voraussetzungen auch die SPD (vg1. das Ka-
pitel:  SPD und Paulskirchenbewegung) die westdeutsche
Wiederaufrüstung betr ieb. Immerhin ging aber EMNID davon
aus, daß bei einer Volksabstimmung noch Ende Dezember
1950 rund 40 bis 50 Prozent gegen eine westdeutsche Betei-
l igung an europäischen Streitkräften gestimmt hätten. Die
Ablehnung der Wiederbewaffnung geschah aus sehr unter-
schiedl ichen Motiven. So kann es nicht sonderl ich verwundern,
wenn das Bundesinnenministerium 175 Oreanisationen und



Gruppen nennt, die sich 1952 gegen die Wiederaufrüstung en-
gagi 'ert haben sol len. Im folgenden sol len nun einige der be-
deutendsten Opposit ionsgruppierungen dargestel l t  werden.
Betont werden muß hier noch, daß die von uns vorgenomme-
nen Eintei lungen in Wirkl ichkeit meist nicht in Reinform vor-
gekommen sind. So betei l igten sich beispielsweise auch Arbei-
ter und ihre Organisationen an solchen Aktivi täten, die wir
unter,,bürgerl icher Opposit ion" beschreiben. Unsere Unter-
gl iederung sol l  aber der besseren Übersichtl ichkeit dienen.

,,Ohne-mich"-Bewegung
Als im Jahre 1950 die Wiederaufrüstungspiäne der Bundes-
regierung einer breiteren öffentl ichkeit bekannt wurden, wa-
ren ganz spontane Reaktionen ,,ohne uns" oder , ,ohne mich".
Diese Stimmung spiegelt ein Flugblatt der , , Internationale der
Kriegsdienstgegner" ( ldK) gut wider, das ,,An die ehemaligen
Kriegstei lnehmer" gerichtet war:
Du Kamerad! Ob Du Arbeiter oder Angestel l ter, Bauer oder
Akademiker, Kaufmann oder Künstler, freischaffender Schrift'
stel ler oder was sonst auch sein magst, wir fragen Dich:
Hast Du den letzten Krieg gewoll t? - Nein? I l i r  auch nicht!
Hat Dir der Krieg eine Besserung Deiner Lage gebracht? -

Nein? Uns auch nicht!
Bist Du stolz auf Deine ,,Heldentaten", d.h. auf die Menschen-
morde, jawohl Menschenmorde, Kamerad, denn die Soldaten
uon drüben sind auch Menschen wie Du und ich -,  die Du
drau!3en auf höheren Befehl begehen mu!3test, oder auf Brand-
stiftungen, Zerstörungen, Verwüstungen, Plünderungen und
endlosen Leiden, die Du unter str indiger Lebensgefahr in frem-
den Ländern verursachen oder mit ausüben mu!3test? - Nein?
Il i r  auch nicht!
Es gtbt aber Leute, die am Kriege verdient haben, für die der
Krieg ein gutes Geschdft war, die gern an den Krieg zurück'
denken (weil  sie ihn nicht am eigenen Leibe erfahren haben),
die stolz auf die Heldentaten (der anderen) sind, und die neue
Kriege wollen.
l,lillst Du Dich noch einmal fiir diese Herren in Uniform stek-
ken und auf die Schlachtbank führen lassen? - Nein? Wtr
auch n ich t !
Mögen diejenigen, die den Krieg wollen, die am Kriege verdie-
nen, die gern an den Krieg denken, und die stolz auf Helden'
taten sind, ihren Krieg allein machen. llir wollen sie nicht
daran hindern. Allerdings müssen sie ihren Krieg dort fiihren,
wo sie kein Menschenleben und keine llohnstritten gefrihrden.
Auch müssen sie ihn mit ihren eigenen Mitteln und nicht auf
Kosten des Staates, d.h. auf unsere Kosten führen.
I l i r  wol len domit nichts, aber auch gar nichts zu tun haben!
Unser Bedarf an Kriegen ist vollauf gedeckt!
Komm daher zu uns, Kamerad! Schl ie!3e Dich uns an! Seien
wir wachsam, damit uns die Kriegstreiber und Kriegsverdiener
von OST und WEST nicht wieder unvorbereitet f inden. (18)
Ein Aufruf von Frauen zum Generalstreik in der Frauenzeit-
schri f t  , ,Constanze" mlt dem die Männer vom Kriegführen ab-
gehalten werden sol len, gibt ebenfal ls einen guten Eindruck
von dieser,,Ohne-uns"-Stimmung. (DOKUMENT A)
Diese Stimmung muß so eindrucksvol l  gewesen sein, daß sogar
der sonst nicht gerade als Freund von antimil i tar ist ischer Op-
posit ion bekannte ZEIT-Journal ist Theo Sommer dazu schrieb:
,, 'Ohne mich' - das war damals nicht nur eine Stimmung, es
war  e ine  Bewegung. "  (  19)
Allerdings war dies keine einheit l iche, an einem Strang ziehen-
de Bewegung. Koordiniertes Handeln war höchstens ansatzhaft
vorhanden. Die SPD wandte sich entschieden gegen eine solche
Bewegung:  D ie  fa ta l i s t i sche, ,Ohne-mich" -Psyche und, ,Ohne-
mich'lSuggestion sei in der großen Auseinandersetzung zwi-
schen westl icher Demokratie und östl ichem Terror gefährl ich
und in Wahrheit Parolen zur Zersetzung unseres Selbstbehaup-
tungswil lens und zur Vernichtung unserer Demokratie. (20)
Außer der fehlenden organisatorischen Stütze kam hinzu, daß
bei der,,Ohne-mich"-Haltung die unterschiedl ichsten Motive
anzutreffen waren: Neben prinzipiel l  ethischen Motiven waren
auch solche zu f inden wie verletztes Ehrsefühl über die Nieder-
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lage des Dritten Reiches, tiefsitzende Ablehnung gegen die Sie-
germächte, die ja bis vor kurzem noch ,,die Feinde" waren,
oder auch das Empfinden, daß es keine Werte mehr gebe, für
die man sich mit Waffen einsetzen wolle. Obwohl diese Vielfäl-
tigkeit der Verweigerungsmotive zunächst eine breite Basis
für die ,,Ohne-mich"-Bewegung mit sich brachte, mußte es bei-
nahe zwangsläufig bei vielen zu einem Meinungsumschwung
kommen, als im Westen ein wirtschaft l icher Aufschwung ein-
setzte, der die eigene Situation dem ,,Osten gegenüber" als pri-
vilegiert erscheinen ließ. Weitere Gründe für den Meinungs-
wandel dürften gewesen sein, daß Berichte über die Unter-
drückung in kommunist ischen Ländern das Leben im Westen
als freier und sicherer erscheinen l ießen; außerdem ermög-
l ichte die Aussicht der gleichberechtigten Aufnahme in die
,, freie" Gemeinschaft des Westens ein neues Identi f ikat ions-
ge füh l .  (21)
Die fehlende organisatorische Stütze und die sich bald auswir-
kenden unterschiedlichen Motive waren wohl dafür verant-
wort l ich, daß diese ,,Ohne-rnich"-Stimmung nicht in pol i t i -
sche Erfolge umgemünzt werden konnte. Ein Tei l  der , ,Ohne-
rnich'.-Bewegung verlagerte sich al lerdings in zielgerichteten
poli t isch-organisatorischen Widerstand gegen die Wiederbe-
waffnung.

Volksbefragu ngsbewegung

Im Oktober 1950 r ichtete der hessische evangelische Kirchen-
präsident Mart in Niemöller einen offenen Brief an Adenauer,
in dem er erstmals Überlegungen über eine Volksbefragung zur
Wiederbewaffnung anstel l te. Diese Forderung wurde von der

,,Arbeitsgemeinschaft deutscher Friedensverbände", dem Zu-
sammenschluß der pazif ist ischen Organisationen, unterstützt.
Der zurückgetretene Bundesinnenminister Gustav Heinemann
vereinbarte gemeinsam mit Prof. Ulr ich Noack, dem Init iator
des ,,Nauheimer Kreises", daß die neutral ist ischen Organisa-
t ionen ab Anfang i  95 I in dieser Richtung aktiv werden sol l-
ten.
Die KPD grif f  diese Vorschläge ebenfal is sofort auf und stel l te
eine Volksbefragung in den Mittelpunkt ihrer Aktivi täten.
SPD und Gewerkschaften woll ten zu diesem Zeitpunkt von ei-
ner Volksbefragung nichts wissen, obwohl dies ursprünglich
auch zu ihren Forderungen gehört hatte. So wurde es auch
möglich, daß Kommunisten überproport ional an der Volksbe-
fragung zur Geltung kommen konnten. Damit war aber auch
die Möglichkeit geboten, die Volksbefragungsbewegung in
den Geruch der ,,Verfassungsfeindlichkert" zu bringen.
Zunächst wurde im Januar 195 1 in Essen ein Kongreß ,,Rettet
den Frieden" veranstaltet.  Er soi l te die gesamte Opposit ion ge-
gen die Wiederbewaffnung für eine gemeinsame Aktion zusam-
menbringen. Die 1700 Tei lnehmer r ichteten die Forderung
nach einer Volksbefragung an die Bundesregierung. Da die
Bundesregierung nicht auf den Vorschlag reagierte, wurde zu
einem zweiten Kongreß eingeladen, bäi dem aber die eher neu-
tralistisch organisierten Kräfte zu wesentlichen Teilen nicht
mehr anwesend waren. Auf diesem Kongreß wurde ein 200
Mitgl ieder starker,,Hauptausschuß für Volksbefragung gegen
Remil i tar isierung" gebi ldet. Dieser Hauptausschuß rief die
Bevölkerung zu einer Abstimmung über die Frage auf: , ,Sind
Sie gegen die Remil i tar isierung Deutschlands und für den
Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland im Jahre
1 9 5 1 ? "  ( D O K U M E N T  B )
Es wurden regionale und ört l iche Aktionskomitees gebildet,
die mit der Befragung begannen. Diese Befragung hatte einen
erfolgreichen Start.  So wurden nach Angaben des ,,Hauptaus-
schusses" beispielsweise ailein in Rheinland-Pfalz innerhalb
von drei Tagen 32 000 Unterschriften mit Ja-Stimmen ge-
sammelt.  Doch kurz nachdem diese Aktion begonnen hatte,
erließ der Bundesinnenminister ein Verbot, da er hierin einen
Angriff auf die verfassungsmäßige Ordnung der Bundesrepu-
blik sah, die deren Beseitigung zum ZieI habe. Überraschend
war, daß die SPD dieses Verbot nicht nur gebilligt, sondern so-
gar gefordert hatte. Auch der DGB-Bundesvorstand warnte sei-
ne Mitgl ieder vor einer Tei lnahme an der Volksbefragung.
Der ,,Hauptausschuß" führte die Befragung in der Illegalität



weiter. Sie erbrachte 5 917 683 Ja-Stimmen von 6 267 302 be-
fragten Bürgern. Darüber hinaus registrierte der ,,Hauptaus-
schuß" 9781 Polizeieinsätze gegen die Befragungsaktion, 7331
Festnahmen und die Einleitung von über 1000 Gerichtsver-
fahren.
Insgesamt blieb die Volksbefragung unter diesen Voraussetzun-
gen schließlich ohne direkte politische Auswirkungen.

Widerstand der Arbeiter

Auch unter den Arbeitern war eine weitverbreitete Ablehnung
der Wiederbewaffnung vorzufinden, teilweise auch die Bereit-
schaft zu konsequentem Widerstand. So fanden in vielen Be-
tr ieben Aktionen statt.  Beispielsweise haben im Februar 195 I
Delegierte aus 48 Nürnberger Betrieben die Beteiligung an der
Volksbefragung beschlossen. Die Abstimmung ergab eine fast
hundertprozentige Ablehnung der Wie derbewaffnung.
Kari A. Otto zähit eine Reihe von Aktionen auf, die alle aliein
von Mitte Februar bis Mitte März 195 I registr iert wurden: Die
Belegschaften der Mannheimer Lanz-Werke (a000), der Daim-
ler-Benz Werke in Sindelf ingen (10 000) sowie die Straßenbah-
ner von Esslingen und Duisburg forderten ebenso die Durch-
führung einer Volksbefragung, wie die Generalversammlung
der IG Bau. Steine, Erden in Neustadt a.d. Weinstraße, 340 De-
legierte der Generalversammlung der IG Metall Stuttgart, die
Mitgl iederversammlung der Holzarbeitergewerkschaft Hoechst
und Offenbach, die Betr iebsräte der Stuttgarter Fortuna-Werke
und der Baufirma Dyckerhoff & Wittmann in Wiesbaden, die
Verwaltungsstel len der IG Chemie Offenburg und Freiburg.
In der Mannheimer Firma Franklin & Kirchner führte der Be-
tr iebsrat eine Abstimmung durch, bei der 88,5 Prozent gegen
eine Wiederbewaffnung st immten. Die Belegschaft von Bosch
in Stuttgart führte ebenfal ls eine Befragung durch: 569l.waren
dagegen, 342 fnr die Wiederaufrüstung, 454 Stimmen waren
ungültig. In den BASF-Werken gaben im Rahmen der Volks-
befragungskampagne 20 023 Arbeiter und Angestellte ihre
Stimme ab, davon l8 893 gegen die Wiederbewaffnung. Bei
Krupp in Essen st immten I I  921 von 12 308 der Befragten
dagegen. (22)
Natürlich sah die KPD hier ein günstiges Betätigungsfeld. Sie
versuchte auch in den Betr ieben einen breiten Widerstand zu
organisieren. Relativ erfolgreich war sie an der Mitorganisa-
tion zahlreicher Aktionen, wie den oben aufgeführten. Beson-
ders bekannt geworden sind auch die Kämpfe gegen die so-
genannten,,Panzerschichten" im Ruhrgebiet. Dort sol i ten
auf Wunsch der Bundesregierung in den Kohlebergwerken
Sonderschichten in großem Stil gefahren werden. Die Berg-
arbeiter befürchteten aber, daß die zusätzlich geförderte Kohle
der Ausweitung der amerikanischen Rüstungsproduktion die-
nen sol l te. Der KPD gelang es nun mit der Parole ,,Auf Pan-
zerschichten folgen Panzerschlachten" der antimilitaristischen
Stimmung im Ruhrgebiet so wirksame Formen zu geben, daß
die Zahl der Sonderschichten trotz Drohungen, Polizeieinsät-
zen und Verhaftungen in der Zeit von Dezember 1950 bis Ja-
nuar I 95 I erheblich zurückgingen und schließlich fast ganz
e inges te l l t  werden mußten.  (23)
Die Versuche der KPD, eine breite Oppositionsfront gegen die
Wiederbewaffnung zu organisieren, ist trotz teilweise erfolg-
reicher Einzelinitiativen inner- wie außerhalb den Betrieben
gescheitert. Ein starker Antikommunismus, traditionell schon
weit verbreitet, von Medien und politischen Gegnern noch in-
tensiv geschürt - die enge Bindung der KPD an die SED und
die KPdSU machte dies allerdings auch einfach - ermöglichte
es den westdeutschen Kommunisten nicht, die weitverbreitete

,,Ohne-mich"-Stimmung der Bevölkerung in politische Erfolge
umzumünzen. Zur Erfolglosigkeit der KPD hat aber auch bei-
getragen, daß ihre Möglichkeiten für legale Arbeit immer mehr
eingeschränkt wurden, bis die Partei schließlich 1956 vom
Bundesverfassungsgericht ganz verboten wurde. Diesem Par-
teiverbot waren bereits gründliche Säuberungen in Verwaltun-
gen und Behörden von linksgerichteten Kräften, das Verbot
der Jugendorganisation Freie Deutsche Jugend (FDJ) im Jahre
1951 wegen Verfassungsfeindlichkeit ebenso vorausgegangen,

wie es auch viele Versammlungs- und Kundgebungsverbote für
verschiedene linksgerichtete Organisationen gab.
Die zahlreichen Kämpfmaßnahmen in den Betrieben forderten
auch den DGB zu einer wesentlichen Kurskorrektur heraus.
Zunächst herrschte bei den Gewerkschaften eine eindeutige
Ablehnung der Wiederbewaffnung vor. Doch ähnlich wie der
SPD-Vorstand distanzierte sich die DGB-Spitze ebenfalls ent-
schieden von den Kommunisten. Deshalb wurde die Volksbe-
fragungsaktion abgelehnt, obwohl es gewerkschaftlicher Auf-
fassung entsprach, daß das Volk in der Frage der Wiederbe-
waffnung befragt werden müsse.
Anfang 1952 erklärte dann das Vorstandsmitgl ied vorn Hoff
das Einverständnis des DGB-Vorstandes zur westdeutschen
Wiederbewaffnung. Große Teile der Gewerkschaftsbasis rea-
gierten mit äußerst heft igen Protesten und Aktionen gegen die-
se Erklärung. Der Leitart ikel , ,Verteidigungsbeitrag - Ja oder
nein?" aus den ,,Mittei lungen" der IG Metal l  vom Februar
1 952 brinet diesen Protest sut zum Ausdruck.

Ende 1952 mußten vom Hoff und der DGB-Vorsitzende Fette
aufgrund des innergewerkschaftlichen Drucks von ihren Am-
tern zurücktreten.
Neuer Vorsitzender wurde Waiter Freitag, dessen Wahl von den
Sozialdemokraten betrieben wurde. Er versuchte dann auch,
die Gewerkschaften auf den Kurs dieser Partei zu bringen. So
lehnte der DGB z.B. die ,,Pariser Verträge" ab. Gemeinsam mit
der SPD wurde 1955 die Kundgebung in der Frankfurter Pauls-
kirche organisiert. Die damit verbundene Kundgebungswelie
trugen die Gewerkschaften tei-lweise mit. Nachdem die ,,Pariser
Verträge" dann aber vom Bundestag verabschiedet waren, ver-
hinderten auch die Gewerkschaften nicht, daß der Protest sich
bald legte.
Kompromißlose Stellungnahmen gegen die Wiederbewaffnung
wurde in all den Jahren zwar von einigen Einzelgewerkschaften
verabschiedet, aber als Ergebnis für das gewerkschaftliche Ver-
halten in dieser lirage kann insgesamt festgehalten werden, daß
der in der entscheidenden Phase nicht konsequent genug
durchgeführte Protest ohne rechte Form und deshalb wir-
kuneslos blieb.
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Verteidigungsbeitrag - Ja oder nein?

Als vor wenigen Tagen das DGB-Vorstandsmitglied vom Hoff
in Oberhausen erklärte, dal3 wir zur Verteidigung gezwungen
seien, wenn wir nicht einer Aggression zum Opfer fallen woll-
ten, ging ein Sturm der Entüstung durch die Reihen der deut-
schen Arbeiterschaft. Zum ersten Male seit 1945 zeigte sich
hier eine spontane, einmütige Massenbewegung Segen die Ab-
sicht, durch eine lliederaufrüstung erneut die Gefahr kriegeri'
scher Auseinandersetzungen heraufzubeschwören. Die Bevöl-
kerung hat die Schrecken des Krieges noch zu qut in Erinne'
rung. Sie fr)hlt instinktiv, daß eine lliederaufrüstung l|est-
deutschlands zu nichts gutem führt. Selbst Kollege vom Hoff
mul3te einige Tage nachher in Hamburg zugeben, dafi Millio-
nen jede Aufrüstung ablehnten. ( . . .  )  Trotzdem gibt es noch

tJnbelehrbare, die auch in diesem Fall  kommunist ische Agen-

ten als Ansti f ter vermuten. Damit würde man dieser Richtung

viel mehr Kraft zuschreiben als sie in llirklichkeit besitzt. Die

Proteste kommen aus al len Betr ieben, gleich welcher Richtung

die Funktioncire angehören. In der Schuhfabrik Salamander,

wo bestimmt keine Kommunisten am l|erk waren, wurde z.B'

eine Abstimmung über die Einführung einer I4ehrmacht

durchgejlihrt. Von 4847 Befragten sprachen sich 43 16 dagegen

und nur 155 daft ir  aus, 305 hatten keine Meinung.
Diese Tatsachen zeigen deutlich, dat3 ein Verteidigungsbeitrag
von der Mitgliedschaft abgelehnt wird. Die Erkkirungen des

Bundesausschusses des DGB und des Kollegen Fette wurden

von den Kollegen als nicht klar genug bezeichnet, sie vermissen

darin ein eindeutiges ,,Nein". Darüber hinaus verlangen die
Mitgtieder eine (Irabstimmung über dlese wichtige Frage, weil

der Bundesausschu$ nicht das geeignete Gremium ist, darüber
zu entscheiden.
Ernste Zweifel bestehen darüber, ob ein Verteidigungsbeitrag
bei einer bewu!3t fortschrittlichen Wirtschafts- und Sozial-
politik überhaupt möglich tst. Man möchte meinen, datJ im

kapitalistischen System das eine das andere ausschliel3t' Wenn

Kollege vom Hoff erkkirte, die Gewerkschaften seien gegen

aggressive Rüstungsmat3nahmen, so kann man auch hier seine

Bedenken haben. l|er garantiert denn dafür, da[3 eventuelle
Rüstungen nur zur Defensive verwendet werden? Hat man

denn vergessen, wer das Ruder in der Hand hat? Die ameri-

kanischen Kapitalisten sind nicht besser als die europäischen'
( ... ) Es ist unverst(indlich, wenn von fiihrenden Gewerk-

schaftskollegen die lllusion verbreitet wird, dalS es möglich sei,

den Verteidigungsbeitrag zu leisten, ohne den Lebensstandard
der Bevölkerung zu schmrilern. Diese Behauptung ist offen'

sichtlich (Jnsinn, weil sie gegen iede Erfahrung sprtcht. lilenn

dem so wcire, warum hat man dann nicht wenigstens die Hrilfte

dieser Summe für den Wohnungsbau aufgebracht, dafür war

bisher nie Getd da. Bevor (Jniformen ,,gebaut" werden, sol l ten

anstrindige Hciuser für dieienigen gebaut werden, die noch in

Erdlö chern hause n müssen.
Wie steht es nun eigentl ich mit der Gefahr aus dem Osten? Tat-
sache ist, daß in Ost und l|est gerüstet wird. Beide behaupten,
nur zur Verteidigung .zu rüsten. Auch Hit ler erklcirte immer
wieder seine Friedensliebe, was in llirklichkeit dahinter steck-

te, muJ3ten wir am eigenen Leibe verspüren. lUie Sesagt, es

kommi nicht so sehr auf öffenttiche Erkkirungen an, als viel'

mehr auf die treibenden Krrifte ökonomischer und politischer

Art. Poilitisch sind beide Ilirtschaftssysteme, das russische

wie das amerikanische an ihrer Ausdehnung interessiert '  Öko'

nomisch gesehen hat Amerika alle Ursache, für seinen mrich-

tigen Produktionsappardt die notwendigen Absatzgebiete zu

beschaffen. IVesentliche Meirkte gingen den Amerikanern in

Asien verloren. ( . . .  )  l ler die pol i t ische Entwicklung in den

letzten Monaten aufmerksam verfolgte, kann feststellen, datJ

die Russen zu weitgehenden Zugesttindnissen bereit weiren,

wenn die Aufrüstung Westdeutschlands unterbl iebe' Selbst

prominente Politiker erklcirten widerholt, daS sie gegenwcirtig

nicht an eine Aggression russischerseits glaubten. Adenauer

aber wil l  von einem Verzicht auf Remil i tar isierung nichts

wissen, er verzichtet eher auf dte Einheit Deutschlands und

nimmt die Gefahr eines deutschen Bruderkrieges auf sich' Die'

se Politik ft.ihrt Adenauer gegen den lilillen des deutschen

Volkes durch. ( . . .  ) l l i r  haben hier also den klassischen Fal l ,

wie ihn Rosa Luxemburg schon vor Jahrzehnten darstel l te,

wo das Parlament nicht mehr den l|illen des Volkes reprd-

se ntierte.
Heute ist es ein offenes Geheimnis, da$ Amerika an einem

deutschen Verteidigungsbeitrag stark interessiert ist. Wa'

shingtoner Regierungskreise stellten in einem Kommentar

zur Lage fest, dalS ein deutsches ,,Nein" zum Verteidigungs-

beitrag entscheidende Änderungen in der strategischen Kon'

zeption bewirken würde. ( ... ) Es ist iedermann klar, da$ die

Amerikaner nicht uns verteidigen wollen, sondern ihre eige'

nen Interessen, die sich heute bis ins Herz Europas erstrecken'

In diesem Zusammenhang mut3 auch die Frage gestellt werden,

welche Garantie haben wir, da!3 Deutschland tatsächlich ver-

teidigt wird. ( ... ) Diese Ausft)hrungen ( ... ) sollen nicht ab'
geschlossen werden, ohne zum Kampf gegen diese Bestre'

bungrn etwas zu sagen. Es ist zweifellos richtig, was Kollege

Kummernuss, Vorsitzender der Gewerkschaft öffentliche

Dienste, Transport und Verkehr, anlö!3lich einer Jugendkonfe-

renz sagte:
,,Auf die Frage, was geschehe, wenn die Remilitarisierung

durch Gesetz erlassen werden, sagte Kollege Kummernuss, er

sei der Auffassung, daS die Einflihrung der Remilitarisierung

durch Gesetz sehr wohl Anlaß zum Generalstreik sein könnte,

ia sogar sein mü!3te. Aber man müsse sich davor hüten, bei ie-
der Gelegenheit mit dem Gedanken daran zu liebtiugeln. Der

Streik sei erst das allerletzte gewerkschaftliche Mittel. Hriufig

sei es so, da!3 diejenigen, die am lautesten nach einem Gene-

ralstreik riefen, bei einem Lohnstreik einen Krankenschein in

der Hand hielten."
Um aber einen solchen Kampf ftihren zu können, müssen noch

verschiedene Voraussetzungen geschaffen werden- Zunächst

kommt es darauf an, in aller öffentlichkeit den entschlossenen
Willen der Gewerkschaftsmitglieder zum Kampf gegen die Re-

militarisierung zum Ausdruck zu bringen. Die Mannheimer Me-

tallarbeiter haben den l|eg gewiesen, indem sie zu groJ3en

Kundgebungen am Tage der Beratungen im Bundestag aufge-

rufen haben. (Mitteilungen der IG Metall, Febr. 1952)



Wenn Ottos Analyse r icht ig ist,  war diese entscheidende Phase
in den Jahren 1950/51. Damals hätten die günstigsten Voraus-
setzungen für eine entschiedene Opposition und eine reale
Chance geherrscht, ,,um die Remilitarisierung durch eine Ak-
tion politischer Willensbildung 'von unten nach oben' zu blok-
kieren und damit die Möglichkeit der Wiedervereinigung offen
zuhalten." (24)

Bürgerliche Oppostion
Neben den eher traditionsgemäß antimilitaristischen Arbeitern
reichte die Opposition gegen die Wiederbewaffnung bis weit in
bürgerliche Kreise hinein.
So erwuchs der Adenauerschen Rüstungspoli t ik erheblicher
Widerstand von einer Minderheit evangelischer Christen. Das
waren vor allem solche evangelischen Kreise, die in der Tradi-
t ion der . .Bekennenden Kirche' l  des ,,Drit ten Reiches" stan-
den.
Der hessische Kirchenpräsident Mart in Niemöller wandte sich
in einem offenen Brief an Adenauer:

, ,Wenn der gegenwärt ige Bundestag über die Frage entscheidet,
so käme das einem Volksbetrug gleich, da kein deutscher
Wähler bei der Wahl im Sommer 1949 die Absicht gehabt
hatte, dem Deutschen Bund die Vollmacht zu einer Kriegs-
rüs tung oder  Kr iegsbete i l igung zu  geben. "  (  25)
Allerdings war dies nicht die Meinung der gesamten Evangeli-
schen Kirche. Der , ,Rat der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land" (EKD) hatte nach dem Ausbruch des Koreakrieges er-
klärt:
, ,Einer Remil i tar isierung Deutschlands können wir das Wort
nicht reden, weder was den Westen noch was den Osten an-
belangt . . .  Es kommt al les darauf an, daß wir uns nicht durch
die verlogene Propaganda beirren lassen, daß wir al len Ver-
suchen, unsere Kinder in eine Gesinnung des Hasses hineinzu-
treiben, ein entschlossenes Nein entgegensetzen und uns weder
an Kriegshetzerei noch an Angstpsychosen mitschuldig ma-
chen . . . "  (26)
Trotz dieser ablehnenden Haltung r ief aber Niemöllers Brief
an Adenauer sofort Distanzierungen anderer kirchlicher Gre-
mien hervor, die in Niemöllers Schritt einen Angriff auf das

,,Amt" der , ,Obrigkeit" sahen. Die aufgebrochenen Gegen-
sätze führten zu heftigen innerkirchlichen Auseinanderset-
zungen. Al lerdings hatten diese Konfl ikte bemerkenswert
wenig Auswirkungen auf die pol i t ischen Entscheidungsträger.
Dies hing wohl mit dem Bekenntnis der größten Regierungs-
partei zur christ l ichen Weltanschauung zusammen. So kam es,
daß trotz Heinemanns Rücktr i t t  als Innenminister, der zu die-
ser Zeit gleichzeit ig Präses der Gesamtdeutschen Synode der
EKD war, der deutsche Protestantismus durch andere pro-
minente Vertreter in der CDU immer noch gut vertreten war
- und diese entschieden sich für Adenauers Wiederbewaff-
nungskurs. Ein Gespräch im Oktober 195 I zwischen Ade-
nauer, Kabinetts- und Parteivertretern der Regierungskoali
t ion einerseits und Kirchen andererseits glättete die noch ver-
bl iebenen Spannungen zwischen Bundesregierung und
EKD.  (27)
Die EKD war also, ebenso wie die kathol ische Kirche, keine
Organisation, die den Wiederbewaffnungsplänen Adenauers
entschie denen Widerstand en tgegengebracht hat.
Dennoch äußerten viele Christen ihren Protest gegen die Wie-
deraufrüstung. Ein Aufruf evangelischer Christen vom Januar
1953, zu dem Unterschrif ten gesammelt wurden, ist ein Bei-
spiel dafür. (DOKUMENT C)
Gemeinsam mit anderen bürgerlichen Kreisen versuchten sie
auch, einen organisatorischen Zusammenhalt der Opposit ion
gegen die Wiederbewaffnung zu finden.
Im März 195 I versammelten sich Vertreter von 35 Organisa-
t ionen mit unterschiedl ichen neutral ist ischen Anstr ichen pa-
zif ist ischen, pragmatischen oder national-rechtsorientierten -

zu einem ,,Deutschen Kongreß". Doch das Ziel, die Vertreter
dieser unterschiedl ichen neutral ist ischen Strömungen auf ein
gemeinsames Konzept festzulegen, scheiterte. Schon nach der
zweiten Sitzung fiel dieser Kongreß wegen unüberbrückbarer

Differenzen auseinander.
Eine andere Sammlungsgruppierung, die etwas mehr Bedeu-
tung erlangte, wurde Ende 195 I gegründet: Die ,,Notgemein-
schaft für den Frieden Europas". Die Initiative zur Gründung
ging vor al lem von Gustav Heinemann und der Zentrumsvor-
sitzenden Helene Wessel aus.
Die ,,Notgemeinschaft" woll te auf überpartei l icher Basis gegen

die Wiederaufrüstung Westdeutschlands und seine Einbezie-
hung ins westl iche Mil i tär lager vorgehen und auf die Notwen-
digkeit gesamtdeutscher Gespräche hinweisen. Sie wol1te eine
Organisation sein ,,für alle diejenigen, welche die Aufrüstung
ablehnen, aber an kommunist isch gesteuerten Aktionen nicht
tei lnehmen woll ten." ( 28)
Trotz ihrer deutl ichen Distanzierung zur KPD konnte die

,,Notgemeinschaft" nicht der Diffamierung als,,kommunist i-
sche Tarnorganisation" entr innen.
Um die Wiederbewaffnung zu verhindern, startete die , ,Not-
gemeinschaft" bald eine Peti t ionskampagne an den Bundestag,
um die Bundestagsmehrheit zu beeinf lussen oder möglichst
gar zu spalten. Die Peti t ion hatte folgenden Wort laut:

,,An den Herrn Prrisidenten des Bundestages
Herr Prdsident!
Da uns die Mitbestimmung über die geplante l|iederbewaff'
nung unseres Volkes versagt wird, bleibt uns als letzte legale
Möglichkeit zur Bekundung unseres Willens nur eine Petition
an den Bundestag.
Wir sind der Überzeugung, dat3 eine westdeutsche Aufrüstung
nicht der Sicherung des Friedens dient, sondern die Kriegsge'

fahr erhöht. Ein Krieg würde unser Untergang sein. Deutsch-
land wrire sein Schauplatz. Wir wollen aber nicht, datJ es uns
wie den Koreanern geht, wo man erst dann wieder Verhand-
lungen suchte, nachdem die Feuerwalze fremder M(ichte Volk
und Land vernichtet hatte.
Wir glauben nicht daran, da!3 westdeutsche Aufrüstung zur

friedlichen Befreiung der Sowjetzone und Wiederherstellung
der deutschen Einheit führt. Aufrüstung wird vielmehr den Et
sernen Vorhang dichter schlie!3en und achtzehn Millionen
Deutsche, vor allem die junge Generation, den Gegenmat3nah-
men des Sowietsystems preisgeben.
Ohne einen Friedensvertrag mit allen vier Besatzungsmcichten
kann es völkerrechtlich überhaupt keine deutschen Soldaten
geben. Wehrpflicht wäre ein staatlicher Zwang zu völkerrechts'
widrigem Verhalten.
Wir fordern den Bundestag deshalb auf, die geplante AuJrü'
stung abzulehnen und die Bundesregierung zu veranlassen, eine
Politik redlicher Verstrindigung und glaubhafter Bemühung um
die l|iedervereinigung Deutschlands unter einer gesamtdeut-
schen Regierung zu führen.
I|ir übergeben diese Petition dem früheren Bundesminister
Dr. Heinemann und der Bundestagsabgeordneten Frau Helene
lUessel mit der Ermächtigung, sie dem Prcisidenten des Bundes-
tages zu überreichen und gegenüber anderen Personen zu ver-
treten." /29 )

Die Peti t ionskampagne brachte aber nicht den gewünschten
Erfolg. SPD und FDP, auf deren Unterstützung man gehofft
hatte, beschlossen bereits im Frühjahr 1952 eine Unvereinbar-
keit  der Mitgl iedschaft von ,,Notgemeinschaft" und Partei.  So
entschloß man sich in der , ,Notgemeinschaft" schl ieß1ich Ende
1952 zu einer Parteigründung, der , ,Gesamtdeutschen Volks-
partei" (GVP). Al lerdings gelang es der neugegründeten Partei
kaum, ihre Mitgl iederbasis über den seitherigen Kreis der , ,Not-
gemeinschaft" hinaus wesentl ich zu verbreitern.
Um bei den Bundestagswahlen 1953 die Fünf-Prozent-Hürde
überspringen zu können, meinte man in der GVP, Wahlbünd-
nisse eingehen zu müssen. So schloß man ein Bündnis mit
dem ,,Bund der Deutschen" (BdD). Der BdD - unter Führung
der beiden früheren Zentrumspoli t iker, Reichskanzler a.D.
Joseph Wirt und Oberbürgermeister a.D. Dr. Wilhelm Elfes
hatte größere f inanziel le Mittel und hauptamtl iche Funktionä-
re zur Verfügung. Allerdings galt diese Organisation in der ,,öf-
fentl ichkeit" als,,kommunist ische Tarnorganisation". So kam
dann die gemeinsame Liste überhaupt erst zustande, nach-



dem sich Heinemann höchstpersönl ich davon überzeugt hatte,
daß der BdD kein Geld aus der DDR erhielt  und sich Niemöller
für den Zusammenschluß stark machte.
Bei den Wahlen gab es dann aber eine katastrophale Niederla-
ge: Die GVP erhielt  nur 1,1 Prozent der Zwgitst immen, wäh-
rend die CDU/CSU ihren Antei l  von 31 aü 45,2 Prozent stei-
gern konnte. Hauptgrund für das schlechte Abschneiden der
GVP bei der Wähl war wohl, daß man den Geruch einer ,,kom-
munist ischen Tarnorganisation" nicht losbekam. Die Partei
trat dann später nicht weiter in Erscheinung. Viele führende
GvP-Mitgl ieder, wie Heinemann, Wessel, Rau, Posser und auch
Erhard Eppler, traten in die SPD über, in der sie es noch durch-
weg zu höheren pol i t ischen Amtern gebracht haben.

Aus studentischen Kreisen hatten sich im Herbst 195 1 in meh-
reren Städten unter starkem Einf luß des Studentenpfarrers
und Sekretär des Bruderrats der Bekennenden Kirche, Herbert
Mocha lsk i ,  d ie , ,Darmstädter  Ak t ionsgruppen"  en tw icke l t .
Diese ,,Aktionsgruppen" organisierten am 2. März i952 ein

,,Westdeutsches Treffen der jungen Generation" in Darmstadt.
Hieran nahmen I 200 Jugendliche aus recht unterschiedl ichen
Jugendorganisationen tei l .  Auf diesem Treffen wurde in einer
Erklärung,,angesichts der drohenden Wiederaufrüstung West-
deutschlands der Notstand für das gesamte deutsche Volk"

ausgerufen und die Jugend aufgefordert,  der , ,Wiederbewaff-
nung gemeinsam zu widerstehen". Außerdem wurde zu einer
großen ,,Friedenskarawane" der Jugendlichen nach Essen auf-
gerufen.
Die Kundgebung in Essen wurde jedoch kurzfr ist ig verboten'
Angeblich waren nicht genügend Poiizeikräfte vorhanden, um

die Tei lnehmer ..zu schützen"! Trotz dieses Verbots kamen

aber 30 000 Menschen nach Essen. Dabei kam es zu Ztsam-
menstößen mit den in Hundertschaften bereitstehenden Po-

l izeikräften. Die Polizei ging dabei so brutal vor, daß der Ar-
beiter Phi l ipp Müller erschossen, andere Tei lnehmer zum Teil
schwer verietzt wurden.
Nach diesem schweren Zwischenfal l  geiang es den ,,Darmstäd-
ter Aktionsgruppen" nicht mehr, einen nennenswerten Wider-
stand gegen die Wiederbewaffnung zu organisieren.
Opposition gegen die Wiederaufrüstung und eine Westintegra-
t ion der Bundesrepublik erwuchs ebenfal ls von extrem rechten
Kräften. Ihre Ablehnung kam aus ihrer str ikten antiwestl ichen
Einstel lung heraus. Auch Heimatvertr iebene, die befürchteten,
daß mit einer Aufrüstung die Teilung Deutschlands verfestigt
und somit ihre Rückkehr in ihre alte Heimat unmöglich wurde,
befanden sich zum Teil in der Opposition zu Adenauers Po-

l ir ik.

8

Ein Brief an die Herausgeber eines Flugblatts ,,Gegen die Re-
militarisierung", geschrieben von einem aktiven Mitglied der
..Oberschlesischen Aktion", einer der zahlreichen Vereini-
gungen der Heimatvertriebenen, macht die Haltung dieser kon-
servativen Kräfte deutlich:

Sehr  geehr te  Her ren !  -  14 .7 .1951
Heute kam Ihr Flugblatt ,,Gegen die Remilitarisierung" bei mir
an. Ich freue mich aufrichtig über den Aufruf und Ihre Bereit'
willigkeit, etwas gegen die Remilitarisierung zu tun. Leider ist
es bisher so, dass jemand, der gegen sie auftritt, sofort als Bol-
schewist angeprangert wird. Unterzeichneter lässt keine Gele-
genheit vorübergehen, gegen die Remilitarisierung zu sprechen,
doch das gedruckte Wort wirkt besser als das gesprochene.
Leider, ich betone leider, wird die Gefahr von der Masse nicht
erkannt. Ich selbst, der ich in der Vertriebenenarbeit stehe,
muss feststellen, dass sich sogenannte Sprecher der Lands'
mannschaften fir die Remilitarisierung aussprechen und den
Vertriebenen vorgaukeln, dadurch ihre verlorene Heimat wie-
dergewinnen zu können. Und es ist bekannt, dass Propaganda
alles ßt ( . . .  )
Mit der Remilitarisierung selbst steht es leider so, dass von
westdeutscher Seite bisher nichts unternommen wurde. Diese
Situation hat die KPD ausgenutzt, und somit wird ieder, der
sich gegen die Rem. ausspricht, als Kommunist angesehen. Da-
her wurde auch eine Volksbefragung polizeilich verboten. Die
Sozialistische Reichspartei (wegen Rechtsextremismus spdter
verboten, d. Verf.) ist die einzige Partei, die sich offen dagegen
ausspricht. Ihre Versammlungen sind aber immer von einem
starken Polizeiaufgebot bewacht, sodass die Menschen oft
aus Angst nicht hingehen, wtihrend bei Versammlungen an'
derer Parteien kein einziger Polizist zu sehen ist. Das ist wohl
auch Demokratie.
( ... ) Interessieren wird Sie, dass ich bei einer Umfrage unter
Heimatvertriebenen festgestellt habe, dass doch ein grosser
Prozentsatz Soldat spielen möchte, aber nur, um der Arbeits-
losigkeit zu entgehen. Denn es gibt junge Menschen, die z.T.
in ihrem Leben nie gearbeitet haben. Sie wurden als iunge
Leute zum I4ehrdienst eingezogen, fanden nach 1945 keine
Arbeit und können auch heute keine f inden.
Erst als ich diesen Menschen klar machte, dass Rem. unbedingt
Krieg nach sich ziehen wird, dass wir die Toten des Krieges
sein und dann ia die Heimat nie wiedersehen werden, dass ein
Krieg Blut und Trrinen bedeutet, wurden sie nachdenklich
und sagten ,,Ohne uns". Leider geschieht auf diesem Gebiet
sehr wenig.
( ... ) Das Volk muss rechtzeitig aufgekkirt und es muss recht-
zeit ig gegen die Rem. Stel lung genommen werden, denn wenn
über Nacht der Artikel des Grundgesetzes aufgehoben und das
l|ehrgesetz eingefiihrt wird, ist es zu sprit. ... Her Küster, Han-
nover, der sich in der Zeitung ,,Das andere Deutschland" ge'
gen die Remilitarisierung ausgesprochen hat, ist von der SPD
als Mitglied ausgeschlossen worden, denn diese betreibt an'
scheinend nur eine Scheinopposit ion.
Das mir übersandte Blatt wird weitergegeben. Leider war es
nur eins. Sie sprechen aber allen aus der Seele. Ich wünsche
Ihnen weiterhin viel Erfolg, versichere Sie meiner Anhringer'
schaft und verbleibe mit den besten Grüssen lhr erg. Jos. V.
Stolzenhain ( Langelsheim I Harz ). ( 3 0 )

Helgolandfahrten

Die ,,Helgolandfahrten" waren zwar keine Aktion gegen die
Wiederbewaffnung. Dennoch handelte es sich dabei um eine
antimilitaristische Aktion - gleichzeitig wohl eine der ersten
direkten gewaltfreien Aktionen in der Geschichte der Bundes-
republik.
Die Insel Helgoland diente der englischen Luftwaffe als Ab-
wurfziel bei Bombardierungsübungen. Die Insel - damals un-
bewohnt * drohte völlig zerstört zu werden. Um die Jahres-
wende 1951152 sorgten Jugendliche durch Besetzungen der
Insel für Aufsehen. Sie fuhren jeweils in kleinen Gruppen nach
Helgoland, wo sie sich in einem alten Luftschutzbunker ver-



schanzten. Drei Fahnen, die sie aufhängten, zeigten den anflie-
genden Piloten die Besetzung an, so daß diese wieder unver-
richteter Dinge abdrehen mußten. Die Jugendlichen wurden
immer nach ein paar Tagen von der Polizei abgeholt und ver-
haftet. Aber war eine Gruppe festgenommen, hielt sich schon
eir.re neue bereit, die unter strenger Geheimhaltung die erneute
Besetzung vorbereitete.
Insgesamt beteiligten sich 99 Jugendliche an dieser Aktion.
Vom britischen Geheimdienst und von Teilen der Presse wur-
de versucht, die Besetzer als kriminelle Elemente darzustellen.
So darf es auch nicht verwundern, daß insgesamt 367 Monate
Gefängnisstrafe gegen sie verhängt wurden.
Immerhin hatten diese Jugendlichen mit ihrer Aktion das öf-
fentliche Interesse für die Vorgänge auf Helgoland so stark ge-
weckt, daß nach Debatten im britischen Unterhaus und im
Bundestag im März 1952 der Helgoland-Vertrag in Kraft trat,
der die Freigabe der Insel festlegte. Die Jugendlichen hatten
also ihr Ziel erreicht, denn die Bombardierungen mußten nun
eingestel l t  werden. (3 I  )

SPD und Paulskirchenbewegung

Nach den Kriegs- und Faschismuserfahrungen herrschte in der
SPD eine solch eindeutige antimilitaristische Stimmung vor,
daß in den ersten Nachkriegsjahren von Rüstung und Krieg nur
in dem Sinne gesprochen wurde, daß beide ,,durch eine neue
Wirtschaftsform in Deutschland, durch den Sozial ismus unter
demokratischer Kontrol le" (32) ein für al lemal überwunden
werden sollen-
Noch auf dem SPD-Parteitag im Mai 1950 wurde bestät igt und
bekräftigt, ,,sich jeder Remilitarisierung Deutschlands mit al-
len Mitteln zu widersetzen. Die SPD lehnt eine Wiederaufrü-
stung und die Einführung einer militärischen Dienstpflicht
a b . "  (  3 3 )
Allerdings war die Haltung des Parteivorstandes nicht so ein-
deutig. So erklärte der damalige Vorsitzende Kurt Schuma-
cher laut einer Meldung der , ,Deutschen Presseagentur" vom
16. September 1950: , ,Wir sind bereit ,  wieder Waffen zu
tragen, wenn die westlichen Alliierten mit uns das gleiche
Risiko und die gleiche Chance der Abwehr eines sowjetischen
Angriffs übernehmen und sich mit größtmöglicher Macht an
der Elbe etabl ieren." (34) Schumacher lehnte also zwar eine
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik unter den gegenwärti-
gen Bedingungen noch ab und mißbilligte Adenauers Vorge-
hensweise, gleichzeitig hatte er aber die grundsätzliche Bereit-
schaft der SPD zu einer Wiederbewaffnung unter der Voraus-
setzu.ng signalisiert, daß es eine Gleichberechtigung unter allen
betei l igten Staaten gebe. Schumachers Ablehnung einer
westdeutschen Wiederaufrüstüng zu dieser Zeit wurde wohl vor
allem deshalb hervorgerufen, da ,,sie sich nicht mit einem
nationalen Konzept deutscher Pol i t ik verbinden l ieß, weil  das
Militär der Bundesrepublik in einen westeuropäischen Block
eingebunden und eine eventuelle 'Verteidigung' an der Elbe
(und nicht, was er als Zielsetzung formulierte, an der Oder)
gep lan t  war . "  (35)
Im Gegensatz zu Schumachers eher takt isch bedingten Ableh-
nung der Wiederbewaffnung gab es eine starke antimil i tar i-
st isch-pazif ist ische Opposit ion innerhaib der SPD (vgl.  dazu
DOKUMENT D), die am stärksten auf dem Berl iner Parteitag
von 1954 zum Ausdruck kam. Ihr gelang es dort,  die Partei-
führung in die Defensive zu drängen. Allerdings bekamen mit
der Zeit mehr die , ,Reformer" in der Partei die Oberhand,
die eine weitreichende Umstrukturierung der SPD anstrebten
und schl ießl ich auch durchsetzten. Inzwischen ging es der
SPD ja auch nicht mehr in erster Linie um die Auseinander-
setzung zwischen Sozial ismus und Kapital ismus; vielmehr war
die Kontroverse um Demokratie und Total i tar ismus in den
Vordergrund gerückt. Da man dabei , ,Freiheit" mit dem We-
sten und ,,Unfreiheit" mit dem Osten gleichsetzte, grenzte
sich die Parteiführung von al lem ab, was den Verdacht der
Zusammenarbeit mit Kommunisten ermöglicht hätte. Darüber
hinaus l ieß man in der'SPD dem Antikommunismus freien
Lauf, ja schürte ihn zum Teil  sogar noch, um den Alleinvertre-

tungsanspruch dieser Partei in der traditionellen Arbeiterbewe-
gung durchzusetzen.
Aus diesem Grunde wandte sich die SPD-Spitze nachdrücklich
gegen die von der KPD beeinflußte Volksbefragungskampagne.

Insgesamt beschränkte sich die Gegnerschaft zu Adenauers
Wiederbewaffnungspolitik von Seiten des SPD-Vorstandes
fast ausschließlich auf das Parlament. Außerparlamentarische
Aktionen, wie z.B. Streiks, wurden von der Parteispitze nie
ernsthaft erwogen.
Erst 1954/55 kam es dann doch noch zu einer größeren ge-

meinsamen Aktion mit außerparlamentarischen Kräften: Kurz
vor der endgültigen Verabschiedung der ,,Pariser Verträge"
durch den Bundestag war der innerparteiliche Druck auf den
Partei-Vorstand erheblich angewachsen. So wurde dann auf
Initiative des SPD-Vorsitzenden Oilenhauer, des DGB-Vorsit-
zenden Freitag, des Theologen Gollwitzer, u.a. für den Ja-
nuar I 955 zt einer großen Kundgebung in die Frankfurter
Paulskirche unter dem Motto ..Rettet Einheit,  Frieden und
Freiheit !  Gegen Kommunismus und National ismus!" einge-
laden. Von der dort anwesenden, über tausendköpfigen Ver-
sammlung wurde das sogenannte ,,Deutsche Manifest" ange-
nommen.
Nun wurde von SPD und DGB eine regelrechte Aktionswelle
organisiert, die von fast allen Teilen der Opposition gegen die
Wiederbewaffnung mitgetragen wurde; auch an der Teilnahme
von Kommunisten nahm man keinen besonderen Anstoß
mehr. Neben unzähligen Kundgebungen wurden teilweise Un-
terschrif tensammlungen zum,,,Deutschen Manifest" durchge-
führt.
Durch diese sogenannte,,Paulskirchenbewegung" entstand al-
lerdings keine ernsthafte Gefahr mehr für die Verabschiedung
der , ,Pariser Verträge", denn der parlamentarische Wil lensbi l-
dungsprozeß war praktisch abgeschlossen - andere Ztele, au-
ßer der Beeinf lussung des Parlaments, hatte man nicht. So war
die Bundesrepublik NATO-Mitgl ied geworden und hatte , , ihre"
Bundeswehr, als am 27. Februar I  955 die große Mehrheit des
Bundestages für die , ,Pariser Verträge" st immte. Mit der Ver-
abschiedung der Verträge durch den Bundestag kehrte auch
um die ,,Paulskirchenbewegung" schnell  wieder Ruhe ein.
Inwieweit die Schärfe des Protestes von der Partei-Spitze der
SPD wirklich ernst gemeint war, bleibt ohnehin umstritten. So
ging es ihr mit der Ablehnung der , ,Pariser Verträge" nicht um
eine prinzipielle Ablehnung der Wiederbewaffnung. Dies hat
der Parteivorsitzende Erich Ollenhauer 1954 nochmals aus-
drücklich betont, als er sagte, daß die Ablehnung ,,keine grund-
sätzliche Ablehnung der Verteidigung eines demokratischen
Staates überhaupt" bedeute; weiter bedeute sie , ,auch nicht die
Verweigerung eines militärischen Beitrages unter allen Umstän-
den, solange die Spaltung Deutschlands besteht". Außerdem
erhob die SPD ebenfal ls schon 1954 ,,den Anspi 'uch der Betei-
l igung" an ,,Aufbau und Gestaltung einer neuen deutschen Mi-
l i tärorganisation". ( 3 6)
Deshalb bleibt es wohl auch nur eine Frage der Einschätzung,
ob diese ,,Doppelstrategie" - Ablehnung der Wiederbewaff-
nung einerseits, Vorweglegitimierung für eine Mitarbeit an der
off iziel len ,,Wehrpol i t ik" andererseits - , ,eher ein Resultat
pol i t ischer Unentschiedenheit" (K1önne) in der SPD war, oder
ob die Init i ierung der,,Paulskirchenbewegung" angesichts
wachsender außerparlamentarischer Opposit ion nur den einen
Zweck hatte, nämlich ,,den zunehmenden Radikal ismus unter
den aktiven Parteigenossen und Gewerkschaft lern in legit ime
Bahnen zu lenken." (37) Jedenfal ls st immte dann die SPD-
Bundestagsfraktion trotz der Opposit ion gegen die ,,Pariser
Verträge" und dem damit verbundenen NATO-Beitr i t t  im
März 1956 schl ießl ich doch für die zweite Wehrergänzung des
Grundgesetzes, die sogenannte,,Wehrverfassung".
Zusammenfassend kann zur Haltung der SPD in der Wiederbe-
waffnungsfrage gesagt werden, daß es zwar in der Partei selber
sehr unterschiedl iche Auffassungen gab, daß aber letztendl ich
diejenigen Kräfte dominierten, die nicht prinzipiel l  gegen einen
westdeutschen Mil i tärbeitrag eintraten, sondern ledigl ich gegen
Zeitpunkt und Form der Adenauerschen Wiederbewaffnungs-
pol i t ik. Ulr ich Albrecht bringt das auf den Nenner, daß die



Sozialdemokraten nicht diejenige pol i t ische Kraft gewesen

seien, welche die rüstungspoli t ische Konzeption des von Ade-

nauer geführten Bürgerblocks zu FaIl  zu bringen versucht hät-

ten;,,sie woll ten dies auch augenscheinl ich gar nicht sein." (38)

- und das. obwohl sie es mit ihren schon damals 700 000 Mit-
gliedern und ihrem maßgeblichen Einfluß auf den DGB mit sei-
nen 6 Mil l ionen Mitgl iedern wahrscheinl ich hätten sein kön-

nen!

Gründe für das Scheitern der Opposition

Für das Scheitern der Opposit ion gegen die Wiederbewaffnung
gab es wohl mehrere Gründe:
l .  Die Uneinigkeit der tradit ionel len Linksparteien. Durch ihre
Integration in das restaurierte kapital ist ische Gesellschafts-
system und in ihrem Bemühen, eine Volkspartei werden zu
wollen, konnte und woll te die SPD nicht mit der KPD zusam-
menarbeiten.
2. Die Repräsentanten der Arbeitermehrheit,  SPD und DGB,
waren in der Ablehnung der Adenauerschen Wiederbewaff-
nungspoli i ik nicht entschieden genug.

2.Dokumente
Dokument A (39 )

Generalstreik aller Frauen

Darum geht es: Generalstreik al ler Frauen! ein Streik, nicht

um Lohnerhöhungen oder um Preisherabsetzungen; ein Streik,
nicht mit Straßenumzügen und Drohungen; nein: ein General-
streik, der die Männer vom Schießen, vom Kriegführen abhal-
ten sol l .  Eine pol i t ische Handlung der schweigenden Macht,

die zur schärfsten Waffe gegen den Krieg werden könnte.
Wann dieser Generalstreik al ler Frauen beginnen so1l? An dem

Tag, an dem aus den Lautsprechern Sätze herausschreien wie:

,,Um den immer unerträgl icher werdenden Provokationen end-
l ich ein Halt entgegenzusetzen .. ." oder , ,Nachdem al le Versu-

che einer friedlichen Regelung der Streitfrage vergeblich geblie-

ben sind, hat sich die Regierung entschlossen, heute ab 12Uhr
...",  an dem Tag, an dem die ersten Gestel iungsbefehle im
Briefkasten l iegen. Dann ist es soweit,  denn dann sol l  wieder
einmal geschossen, zerstört,  gebombt, getötet werden'
Wie dieser Generalstreik aussehen wird? Die Frauen wetden
plötzl ich lautios aus unserem Leben ausscheiden. Die Haus-

frau macht plötzl ich kein Frühstückspaket zurecht, r ichtet
weder Mittag- noch Abendessen; das Bett des Mannes bleibt
ungeordnet l iegen, kein Strumpf wird gestopft,  kein Knopf

angenäht; die Telefonfräuleins antworten nur: , ,Wir streiken!"
Die Stenotypist in erscheint zwar mit Bleist i f t  und Papier zum
Diktat, nimmt aber keinen einzigen Satz auf, sondern lächelt
ihrem Chef entgegen: , ,Wir streiken!". Kein Redakteur, kein

Bankier, kein Betr iebsleiter, kein Minister ist arbeitsfähig;
die Wäscherin und Plätterin legt die Männerhemden beiseite
und die Hände in den Schoß, die Verkäuferin strahlt  den Kun-

den, der ein Brot kaufen wil l ,  an: , ,Wir streiken!" Die Stra-

ßenbahnschaffnerin, die Zrgarettenarbeiterin tun keinen Hand-
gri f f  mehr, die Arbeiterin in der Weberei hä1t die Maschine an'
die Lehrerin schickt die Kinder und sich selbst nach Hause.

Keine Operationsschwester reicht dem Arzt ein Messer'  die

Laborantin bricht die chemische Untersuchung ab, die Be-

hördenangestel l te sitzt gelassen am Schalter, vor dem sich eine
Männerschlange windet, und schreibt nichts, stempelt nichts,
antwortet nichts als nur: , ,Wir streiken!" Und die Frau am

l 0

3. Die Kirchen als weitere gesellschaftliche Großorganisationen
nahmen ihre Ablehnung der Wiederbewaffnung schrittweise
wieder zurück. So bl ieben nur noch Minderheiten als entschie-

dene Gegner übrig. Das ,,C" im Parteinamen der größten Re-
gierungspartei dürfte hier für die Amtskirche eine wichtige

Rolle gespielt haben.
4. Die bürgerlichen Protestgruppen fanden keinen größeren

Anklang in breiten Kreisen der Bevölkerung. Bei sehr vielen

Menschen wurde wohl durch das ,,Wirtschaftswunder", das der

Regierung Adenauer positiv angerechnet wurde, die Wiederbe-

waffnungsfrage in den Hintergrund gerückt. Martin Niemöller

hat I  956 darauf hingewiesen: , , lch glaube, für den vol len Brot-

korb hat unser Volk auch die Bundeswehr in Kauf genommen

und ai les, was dazu gehört,  einfach weil  es meinte, daß es auf

andere, billigere Weise sein Wirtschaftswunder nicht behalten

könne. "
5. Insgesamt gab es keine Opposit ionsbewegung, die in der

Wiederbewaffnungsfrage an einem Strang gezogen hätte. Viel-

mehr muß man von einer Zerspl i t terung der opposit ionel len
Kräfte sprechen, die tei lweise gar nichts voneinander wußten,

sich voneinander distanzierten oder sich gar gegenseitig be-

kämoften.

Rundfunk gibt keine anderen Worte mehr durchs Mikrofon

als: . .Al le Frauen streiken! Wo ihr auch tät ig seid, sorgt, daß

a l le  Räder  s t i l l e  s tehen. . . l "
Braucht es noch mehr der Beispiele? Oder genügt nur etwas

Phantasie, um die tödl iche Wirkung dieses Streiks auf unser
ganzes Dasein iebendig werden zu iassen? Das gäbe eine Kata-

strophe, meinen Sie? Haben denn die Männer jemals danach
gefragt, ob ein neuer Krieg Katastrophen bringt? Kriege dauern
jahre. Dieser Streik aber braucht nicht länger als 50 oder 100

Stunden zu dauern, und es wird keinen Krieg geben. Die Frau-

en müßten nur einmal zeigen, welche Macht in ihrer Hand

liegt - und es gäbe keinen Krieg. Sie meinen: Das Ausland,

der Feind hätte dann freie Hand, könnte mit uns tun, was er

wil l? Vergessen Sie nicht, daß auch jenseits der Grenzen Frau-

en. Mütter, Schwestern, Geliebte um ihre Männer, Kinder

bangen; sie haben genau wie unsere Frauen nichts vergessen
vom Leid der ietzten Kriege, vom Beklagen der Toten, vom
jahrelangen Warten auf den gefangenen Mann. Geben Sie ihnen

nur ein Zeichen, und sie werden unserem Beispiel folgen. In
jeder Radiostat ion sitzen Sprecherinnen, Frauen, die Abtei-

lungen ieiten - sie schicken in allen Sprachen der Welt durch

das Mikrofon den Ruf über die Gtenzen: , ,Wir streiken, wir

wol1en keinen Krieg. Folgt auch ihr unserem Beispiel!"
Da gibt es ungezählte Frauenvereinigungen, deren Mitgl ieder

das Recht der Frau im Gesetzbuch, im Stadtrat, im Parlament

fordern und durchsetzen wollen. Sie halten Vorträge, erhalten
Mandate, si tzen auf Ministersesseln, sind Bürgermeister. Wa-

rum machen sie nicht zu ihrer Hauptaufgabe, diesen General-
streik al ler Frauen vorzubereiten? Die Herren Minister, Abge-

ordneten, die Hohen Kommissare, die Verantwort l ichen in

West und Ost sol len ruhig wissen, daß ihnen diese Gefahr

droht, wenn sie aus dem Durcheinander, das sie in der Welt

anrichten, keinen anderen Ausweg mehr wissen als zu schie-

ßen.
Welche Frau führt das erste Gespräch, um die bisher schwei-
gende Macht, die stärkste in der Welt zu mobil isieren? Dieses

Gespräch erst könnte den Glocken dieser Welt den reinen, so-
eben erst wieder verklungenen Ton des ,,Friede auf Erden" für

a l le  Ze i ten  ver le ihen.
(Aus  CONSTANZE 1 /1950)



Dokument B (40)

Der Hauptausschuss für Volksbefragung

Aufruf an alle Deutschen

Deutsche Männer, deutsche Frauen, deutsche Jugend!
Unser Vaterland ist aufs neue vom Kriege bedroht. Gegen den
Willen der friedliebenden Bevölkerung werden deutsche Mili-
tärverbände aufgestellt, wird die Rüstungsproduktion wieder
in Gang gebracht. Dadurch werden der Frieden und die Zu-
kunft unseres Volkes gefährdet.
Remil i tar isierung ist heute schon wachsende Not und wird
morgen Krieg und Vernichtung sein.
Von dieser Erkenntnis geleitet,  beschlossen I 700 Delegierte im
Namen von Mil l ionen Deutschen am 28. Januar d.J. ( 195 1 ! -

E.Z.) auf dem Essener Kongress einst immig, die Bundesregie-
rung aufzufordern, eine Volksbefragung durchzuführen, um
der Bevölkerung die Möglichkeit zu geben, auf Grund ihres de-
mokratischen, verfassungsgemässen Rechts zu entscheiden, ob
sie für oder gegen die Remilitarisierung Deutschlands und für
den Anschluss eines Friedensvertrages ist.
Eine dort gewählte Abordnung hat der Bundeskanzlei am Tage
darauf in Bonn den beschlossenen Antrag überreicht.
Die Abmachungen des Bundeskanzlers Dr. Adenauer mit Ge-
neral Eisenhower über die Durchführung einer Wiederaufrü-
stung waren eine klare Ablehnung dieses Anliegens der deut-
schen Bevölkerung.
Das deutsche Volk aber wird sich auf keinen Fall eine Wieder-
aufrüstung aufzwingen lassen, denn sie führt ins sichere Ver-
derben.
Remilitarisierung bedeutet Krieg. Entmilitarisierung aber be-
deutet Frieden und eine glückl iche Zukunft.  Da die Regierung
gegen den Willen des Volkes und im schärfsten Widerspruch zu
den demokratischen Grundrechten die Durchführung einer
Volksbefragung ablehnt, muß das Volk selbst entscheiden.
Jeder muss darum nach seinem Gewissen, nach seiner Ver-
antwortung und aus seiner Liebe zu Deutschland folgende
Frage mit , ,Ja" beantworten:
Sind Sie gegen die Remilitarisierung Deutschlands und für den
Abschluss eines Friedensvertrages mit Deutschland im Jahre
l 9 5 l ?
In Übereinstimmung mit dem Willen aller Kreise und Schich-
ten, die den Krieg ablehnen, fordern wir Unterzeichner des
Aufrufs dazu auf, sofort mit der Vorbereitung der Volksbe-
fragung zu beginnen.
Nehmt also überal l  in Aussprachen, Versammlungen und Be-
ratungen zu dieser Aufgabe Stellung. Bildet sofort in allen
Ländern, Kreisen, in Städten und Dörfern, Betr ieben, Hoch-
schulen und Verwaltungen Ausschüsse für Volksbefragung.
Der Krieg bedroht al le Deutschen, ob Mann oder Frau, ob alt
oder jung, ohne Unterschied des Standes und Berufes. Daher
muss auch das ganze deutsche Volk ohne Unterschied des
Glaubens, der Weltanschauung und der Partei in den Aus-
schüssen für Volksbefragung vertreten sein. Alle friedlieben-
den Deutschen haben die Pflicht. überall solche Ausschüsse ins
Leben zu rufen. Die Vertreter al ler Schichten der Bevölkerung,
die führenden Persönlichkeiten des politischen, gewerkschaftli-
chen, sozialen, wirtschaftlichen und kulturellen Lebens for-
dern wir auf, diesen Aufruf an das Gewissen der Nation durch
ihre Unterschrift zu bekräftigen.
Das deutsche Volk hat ein Recht auf den baldigen Abschluss
eines Friedensvertrages, damit es ohne Besatzungstruppen
und ohne Okkupationsbehörden über sein Schicksal selbst be-
st immen kann.
Die Volksbefragung gegen die Remilitarisierung und für den
Abschluss eines Friedensvertrages muss und wird zu einem
gJossen Sieg über den Krieg führen. Das deutsche Volk hat
jetzt das Wort. In seiner Hand l iegt eine Entscheidung von
weltgeschichtl icher Bedeutung.

Dokument C (41)

Aufruf
Wir sind durch die Frage der zwischen der Bundesrepublik
und den Westmächten abzuschl ießenden Verträge, insbeson-
dere durch die Frage des westdeutschen ,,Wehrbeitrages" in
eine Entscheidung von unabsehbaren Folgen gestel l t .  Wir al le
tragen für diese Entscheidung Verantwortung, die uns keine
Regierung und kein Pariament abnehmen kann. Darum reden
und warnen wir,  so lange es noch Zeit ist.

Was bedeuten solche Verträge für die Zukunft unseres Volkes?

Sie bedeuten eine Verschärfung der Lage im Osten und zum
mindesten eine unabsehbare Verzögerung, wenn nicht gar die
Verhinderung der friedlichen Wiedervereinigung mit unseren
Brüdern in der Ostzone.
Sie bedeuten eine Erhöhung der Kriegsgefahr, gegen die man
sich mit ihnen schützen wi1l.
Sie bedeuten eine schwere Hemmung der unserem Volke so
nö t igen demokratischen Erziehung.
Sie bedeuten die akute Gefahr einer Wiederkehr der nationa-
l ist ischen und mil i tar ist ischen Geister und Kräfte, die uns in
den vergangenen Jahren an den Rand des Abgrundes geführt
haben.
Sie bedeuten, daß die Forderung einer besseren sozialen Ge-
rechtigkeit für unbestimmte Zeit unerfüllt bleibt. Damit ver-
zichten wir zu Gunsten der Aufrüstung auf den einzig sinnvol-
1en Versuch, die Gefährdung des Menschen durch das kommu-
nist ische, wie durch das kapital ist ische System zu überwinden.
Wir protestieren als evangelische Christen und als Deutsche ge-
gen solche Verträge. Wir protestieren dagegen, daß über unsere
Köpfe hinweg die Lebensfrage des deutschen Volkes entschie-
den wird. Solche Verträee dürfen nicht Beschluß und Wirk-
l ichkeit werden.

Wir lehnen eine deutsche Aufrüstung im Westen wie im Osten
ab.

Es sind nicht pol i t ische Ideen, Prinzipien und Systeme, die uns
bewegen. Wir meinen, uns sei um Gottes und der Menschen
Wil len heute geboten:
l .  unser Zeugnis für den Frieden Gottes dadurch glaubhaft zu
machen, daß wir für den Frieden in der Welt eintreten. Das be-
deutet, daß wir al le Menschen, die Kommunisten wie die Ame-
rikaner, unsere Brüder sein lassen; zu der Haßpropaganda
nicht schweigen; der gegenseitigen Verteufelung der Menschen
nicht untätig zuschauen; vielmehr alles tun, um die Völker
in Ost und West miteinander auszusöhnen;
2. dessen eingedenk zu bleiben, daß der lebendige Gott der
Gott der Armen und Bedrängten ist.  Das bedeutet, daß wir un-
sere Stimme erheben, wo immer Unterdrückung geschieht oder
sich vorbereitet, und daß wir nicht wieder schweigen, wenn ir-
gendwelche Gruppen von Menschen rechtlos gemacht werden.
Wir haben die Menschen unseres Volkes, die Menschen im We-
sten und Osten Europas im Auge. Es ist an ihnen und auch
durch sie genug Unrecht geschehen. Wir können es nicht mit
ansehen, daß ihnen wiederum unermeßliches Leid widerfahren
soll. Wir beten für sie. Eben darum müssen wir auch für sie ein-
treten und für sie reden!

Dazu rufen wir alle evangelischen Christen auf !

Dieser Aufruf soll den Protest evangelischer Christen laut wer-
den lassen: vor dem deutschen Volke, vor den Abgeordneten
der Parlamente, vor den Regierungen und vor den Besatzungs-
mächten. Außerdem wil l  er al le die sammeln und zu gemein-
samem Handeln auffordern, die dem zustimmen, was am
Schluß des Aufrufs (1. und 2.) als unsere Aufgabe und Ver-
pflichtung heute ausgeführt ist.

t t
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Dokument D (42)

Männer und Frauen! Deutsche Jugend!
In diesen Tagen entscheidet der Bundestag über den sogenann-
ten 'Verteidigungsbeitrag'.  Wißt ihr, was das bedeutet?
Das bedeute t .
- daß ein Land, das angeblich kein Geld für die Erhöhung der
Renten der Opfer des letzten Krieges hat, künft ig 40 Mil l iarden
für neue Soldaten ausgeben sol l ,
--  daß eine Vereinigung mit unseren Brüdern und Schwestern
im Osten auf fr iedl ichem Wege für lange Zeit unmögiich
gemacht wird,
- daß eine Jugend, die schwerste Opfer brachte und das Grau-
en des letzten Krieges noch vor Augen hat, wieder marschieren
sol l ,  wenn die ewigen Kriegsgewinnler, die auch am nächsten
Krieg verdienen wollen, es für r icht ig halten.
Hat dieser Bundestag das Recht über eine solch schicksalshafte
Frage zu entscheiden?
NEIN und abermals  NEIN!
Deutsche Jugend denke daran, daß die Regierung, die Dich
jetzt in Uniform stecken wi1l,  nichts getan hat, um für unser
Volk und besonders für Dich Grundiagen einer wirkl ichen
sozialen Gerechtigkeit im Staate zu schaffen! Noch gibt es
keinen ausreichenden Jugendarbeitsschutz! Noch müssen unse-
re Kameraden, die im letzten Krieg ihre Gesundheit geopfert
haben, ihren Rechtsanspruch mühsam erkämpfen. Noch sind
300 000 Jugendliche arbeitslos! Dennoch stehen wieder Ka-
sernen für Dich bereit l
WiR RUFEN DICH ZUM WIDERSTAND

gegen eine Poli t ik der vol lendeten Tatsachen
- gegen eine Poli t ik der sozialen Reaktion
- gegen eine Poli t ik, die nur den Generälen und Rüstungsl ie-
feranten Vortei ie brlngen wird.
Der Tag der Abrechnung mit dieser Pol i t ik wird kommenl
Dann sei auch Du bereit  und fordere Dein Recht!
21 .2.195 2 verantwort l ich: Holger Börner, Bezirksverband Hes-
sen Nord  der  Soz ia l i s t i schen Jusend Deutsch lands

Hannemann, geh du voran!

Einige junge Leute in Baden-Württemberg, die unter eine kom-
mende Mil i tärdienstpf l icht fai len würden, haben an 50 Per-
sönl ichkeiten. die sich in öffentl ichen Reden oder Presseart i-
keln für die Wiedereinführung der Mil i tärdienstpf l icht und ge-
gen die ,,Ohne-mich"-Parole ausgesprochen haben, ein Schrei-
ben geschickt, in dem es hieß:

,,Jeder, der Maßnahmen empfiehlt ,  die (wie etwa der Mil i tär-
zwang) t ief in das Leben seiner Mitmenschen eingreifen und
die ungeheuerl ichsten Folgen haben können, muß bereit  sein,
für sich selbst kein besseres Schicksal zu verlangen, a1s er den
anderen zugedacht hat. Wenn er z.B. die Einführung des Mil i-
tärdienstes empfiehlt ,  muß er selbst bereit  sein, Mil i tärdienst
zu leisten. Andernfal ls würde kein Mensch Achtung vor ihnt
haben können. - Wir zweifeln nicht daran, daß Sie sich dieser
sit t l ichen Konsequenzen bewußt waren, als Sie die öffentl i -
chen Erklärungen abgaben. Aber wir befürchten, daß sie dazu
führen kann, Verantwortungslose, die diese Konsequenzen
nicht zu ziehen bereit  sind, zu ähnlichen für die Öffentl ichkeit
folgenschweren Erklärungen zu ermutigen. Wir sind davon
überzeugt, daß Sie, um dies zu vermeiden, eine weitere Erklä-
rung abgeben würden, nach welcher Sie im Kriegsfal le bereit
wären, ohne Zögern Beruf, Amt und al les andere, was Sie vor
einer persönl ichen Tei lnahme am Kriegsdienst bewahren könn-
te, aufzugeben. Für eine öffentl iche Bestät igung wären wir

dankbar. "

Das Ergebnis dieses interessanten ,,Tests" verdient, der öffent-
t ichkeit unterbreitet zu werden. Unter den Angesprochenen
befanden sich l4 Abgeordnete, 10 Minister und hohe Mini-
sterbeamte, 4 Gewerkschaftsführer, 9 Schdftstel ler, 8 katho-
l ische und protestantisehe Theologen und 5 Vorsitzende po-
l i t ischer Vereine. Die erbetene Erkiärung gaben in Antwort-
schreiben nur 2 der angesprochenen Persönlichkeiten ab, und
zwar Vizekanzler Dr. Franz Blücher, der schrieb: , ,Ebenso wie

1 2

ich ais Infanterist an der Westfront viele Jahre meine Pflicht
getan habe, würde ich sie auch heute noch ebenso selbstver-
ständl ich tun, wenn es eben um die sit t l iche Existenz unseres
Volkes geht", und ein Führer einer Parteiorganisation, der ant-
wortete: , ,Da ich bisher keine Stel lung habe, die mich zur
Führung der beiden Buchstaben ,u.k. '  berechtigt,  braucht es
wohl keine langen Erklärungen. Ich versichere lhnen aber
gern, daß ich auch im Besitze einer solchen Stel lung mich frei-
wi l l ig melden würde." Ein süddeutscher Ministerpräsident de-
mentierte in seinem Antwortschreiben die von ihm in der Pres-
se gemeldete Erklärung über die Wehrpfl icht. Sämtl iche 47
anderen Empfänger des Schreibens, aiso 94 Prozent, antworte-
ten entweder vö1l ig ausweichend oder überhaupt nicht. Keiner
von ihnen gab die erbetene Erklärung weder in einem Ant-
wortbrief noch gar öffentlich ab.
Es ist daher nicht verwunderl ich, daß sich die jungen Wehr-
pf l icht igen nach diesem Ergebnis ihre eigenen Gedanken über
den Begrif f  , ,Ohne-mich"-Leute machten, zumal ihnen in dem

,,Memorandum der Bundesregierung zu den neuen Wirt-
schaf tsmaßnahmen"  vom l1  .4 .1951e in  Satz  besonders  gu t  ge-
fal len hatte. Er lautete: , ,Jeder muß sich bewußt sein, daß erst
sein Opfer das dem anderen zugemutete Opfer tragbar macht."
(Aus: Freiheitsbote, Marburg, März 1953)

nein!.darrrrn3
Gelarntelerrtsche Volkrrpärtel
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